
4. Die richterliche Bestätigung einer Durchsuchung mit­
tels eines Handstempels mit feststehendem Beschluß­
text verleitet zu Oberflächlichkeit und Schematismus 
bei der durch § 140 StPO vorgeschriebenen Prüfung 
und ist daher grundsätzlich abzulehnen.
OG, Beschl. vom 7. Januar 1963 — 3 Ust II 49/62.
In der Strafsache gegen H. hat das Oberste Gericht an 
der Arbeit des Untersuchungsorgans (Hafenpolizei­
revier), des Kreisgerichts und des Staatsanwalts des 
Kreises gern. § 4 StPO Gerichtskritik geübt.
Aus den G r ü n d e n :
In dem bezeichneten Strafverfahren wurde am 11. Juli 
1962 wegen Verdachts des Betruges zum Nachteil von 
Volkseigentum gegen den 'damaligen Beschuldigten 
gemäß § 106 StPO durch den Leiter des Hafenpolizei­
reviers ein Ermittlungsverfahren eingeleitet. Am glei­
chen Tage hat der Leiter des Hafenpolizeireviers gemäß 
§ 136 Abs. 1 StPO die Durchsuchung der Wohnung und 
der sonstigen Nebenräume des Beschuldigten angeord­
net. In dieser Anordnung sind die den Verdacht gegen 
den Beschuldigten begründenden Tatsachen sowie die 
Berechtigung der Vermutung, daß die Durchsuchung zur 
Auffindung von Beweismaterial führen werde, also die 
Voraussetzungen für eine Durchsuchung nach § 133 
StPO, richtig herausgearbeitet worden. Dagegen ist 
nicht die Frage geprüft worden, ob das Untersuchungs­
organ zur Anordnung der Durchsuchung überhaupt be­
rechtigt war. Das war nicht der Fall.
Die Durchsuchung einer Wohnung stellt ihrem Inhalte 
nach einen Eingriff in die nach Artikel 8 der Verfas­
sung der Deutschen Demokratischen Republik garan­
tierte Unverletzlichkeit der Wohnung, also einen Ein­
griff in ein verfassungsmäßig garantiertes Grundrecht 
der Bürger unserer Republik, dar. Es handelt sich dem­
nach um eine schwerwiegende Maßnahme, die sowohl 
für die betroffenen Bürger als auch für das sich im 
Verlaufe unserer sozialistischen Entwicklung immer 
enger und vertrauensvoller gestaltende Verhältnis zwi­
schen unseren Bürgern und ihrem sozialistischen Staat 
von großer Bedeutung ist. Die Verfassung läßt deshalb 
einen solchen Eingriff in die Grundrechte eines Bürgers 
nur auf der Grundlage besonderer gesetzlicher Ermäch­
tigung zu, die — soweit es sich um Durchsuchungen im 
Zuge der Strafverfolgung handelt — ihre gesetzliche 
Regelung in den §§ 133 ff. StPO findet. Danach sind — 
wie in § 136 Abs. 1 StPO ausdrücklich bestimmt — 
Durchsuchungen grundsätzlich durch den Staatsanwalt 
als den im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren mit 
besonderer Verantwortung ausgestatteten Beauftragten 
unserer sozialistischen Staatsmacht anzuordnen. Nur in 
Ausnahmefällen, nämlich dann, wenn die durch die 
Herbeiführung einer Entscheidung des Staatsanwaltes 
verursachte Verzögerung den Erfolg einer notwendig 
gewordenen Durchsuchung von vornherein in Frage 
stellt, ist hierzu auch das Untersuchungsorgan ermäch­
tigt. Nur in diesem Falle ist die eine Durchsuchungs­
anordnung durch das Untersuchungsorgan nach § 136 
Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz rechtfertigende Gefahr 
im Verzüge gegeben.
Daraus folgt für die Mitarbeiter des Untersuchungs­
organs die Verpflichtung, bei Anordnung einer Durch­
suchung stets die Frage zu prüfen, ob diese gesetzliche 
Voraussetzung vorliegt. Diese Prüfung hat der im vor­
liegenden Falle die Durchsuchung anordnende Leiter 
des Hafenpolizeireviers unterlassen und sich damit 
pflichtwidrig nicht ausreichende Gewißheit über die 
Übereinstimmung seines Handelns mit unserer sozia­
listischen Gesetzlichkeit verschafft. Das hat zur Ge­
setzesverletzung in doppelter Beziehung geführt. 
Zunächst war die Durchsuchungsanordnung schon unge­
setzlich, weil die für die Anordnung durch das Unter­
suchungsorgan vorausgesetzte Gefahr im Verzüge nicht

vorlag. Bereits auf der Grundlage des zum Zeitpunkt 
der Anordnung vorliegenden Beweismaterials wie auch 
nach desn Inhalt des gesamten Verfahrens konnte das 
Ziel einer Durchsuchung nur sein, Rechnungen, Kalku­
lationsunterlagen oder sonstige für die finanzielle Seite 
der Geschäftsbeziehungen des Angeklagten zu volks­
eigenen Unternehmungen bedeutsame Belege oder 
Schriftstücke aufzufinden. Diese Schriftstücke waren 
aber, soweit es um Rechnungs- und Kalkulationsunter­
lagen gefft, und zwar in der Regel sogar die Original­
stücke, bei dem Vertragspartner des Beschuldigten er­
reichbar, bei dem es sich um einen volkseigenen Be­
trieb handelt. Von Gefahr im Verzüge konnte deshalb 
keine Rede sein. Besondere, aus anderen Gründen die 
Annahme von Gefahr im Verzüge rechtfertigende Tat­
sachen sind nicht dargetan; es ist auch aus dem Akten­
inhalt erkennbar, daß solche Tatsachen nicht vorgeleg- 
gen haben.
Aber auch bei der Durchsuchung selbst ist — wiederum, 
weil die Frage, ob Gefahr im Verzüge war, völlig 
außer Betracht geblieben ist — das Gesetz verletzt wor­
den. Ausweislich des Durchsuchungsprotokolls ist die 
Durchsuchung am 11. Juli 1962 um 21.00 Uhr begonnen 
worden. Es handelt sich demnach unter Berücksichti­
gung der Vorschrift des § 135 Abs. 2 StPO um eine 
Durchsuchung zur Nachtzeit. Eine solche Durchsuchung 
darf aber nach § 135 Abs. 1 StPO wiederum nur 
beim Vorliegen besonderer Voraussetzungen, näm­
lich bei Verfolgung auf frischer Tat, bei Gefahr im 
Verzüge oder zum Zweck der Ergreifung eines ent­
wichenen Gefangenen vorgenommen werden. Da im 
vorliegenden Fall der Beschuldigte weder auf frischer 
Tat verfolgt wurde noch ein entwichener Gefangener 
ergriffen werden sollte und auch — wie im einzelnen 
bereits dargelegt worden ist — Gefahr im Verzüge nicht 
vorlag, hätte die um 21.00 Uhr begonnene Unter­
suchung, auch wenn von der Ungesetzlichkeit ihrer An­
ordnung abgesehen wird, nicht vorgenommen werden 
dürfen.
Trotz dieser erkennbaren Gesetzesverletzungen hat das 
Kreisgericht am 12. Juli 1962 die Durchsuchung nach 
§ 140 StPO richterlich bestätigt, ohne kritisch zu den 
erkennbaren Gesetzesverletzungen in der Arbeit des 
Untersuchungsorgans Stellung zu nehmen. Damit ist es 
seiner aus Artikel 136 der Verfassung und § 140 StPO 
folgenden Verpflichtung, bereits im Ermittlungsverfah­
ren die Arbeit der Untersuchungsorgane, soweit damit 
Beschränkungen verfassungsmäßiger Grundrechte ver­
bunden sind, auf ihre Übereinstimmung mit unserer 
sozialistischen Gesetzlichkeit zu überprüfen, nicht nach­
gekommen. Aber auch wenn die Durchsuchung sachlich 
gerechtfertigt und nur die Art und Weise ihrer Durch­
führung rechtsfehlerhaft gewesen wäre und es deshalb 
für das Kreisgericht keinen Grund gegeben hätte, die 
richterliche Bestätigung schlechthin zu versagen, hätte 
es sich im Wege eines Beschlusses nach § 4 StPO mit 
den Ungesetzlichkeiten in der Arbeit des Unter­
suchungsorgans kritisch befassen müssen.
Auch dem im vorliegenden Fall gemäß § 95 StPO für 
die Leitung des Ermittlungsverfahrens verantwortlichen 
Staatsanwalt des Kreises, der die bezeichneten Geset­
zesverletzungen im Ermittlungsverfahren gleichfalls 
kritiklos hingenommen hat, muß der Vorwurf gemacht 
werden, seiner gesetzlichen Aufsichtspflicht nicht ge­
nügt zu haben.
In erkennbar engem Zusammenhang mit der fehler­
haften kritiklosen richterlichen Bestätigung der Durch­
suchung vom 11. Juli 1962 steht die Tatsache, daß das 
Kreisgericht sich bei der Beschlußfassung eines Hand­
stempels bedient hat, mit dem ein Beschlußtext auf die 
Rückseite des Durchsuchungsprotokolls aufgedruckt 
wurde, der nur noch durch die Beifügung des Datums 
der Bestätigung ergänzt zu werden brauchte. Zwar
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